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Die Zeit von der Wiedervereinigung des Fürstbistums Paderborn mit

Preußen bis zum Erlaß der Landgemeindeordnung für Westfalen

( 1813 - 1841 ) .

1. Die für die kirchliche Baupflicht zur Anwendung

gebrachten Grundsätze .

Mit einem am 10 . November 1813 bekannt gegebenem Edikte

ergriff König Friedrich Wilhelm III . von Preußen zum zweitenmal

Besitz von dem alten Fürstbistum Paderborn . 1 Die vor der französi¬

schen Okkupation bestandenen Rechtsverhältnisse kehrten bald

zurück . Das Allgemeine Landrecht wurde durch Patent vom 9 . Sep¬

tember 1814 wieder eingeführt . 2 Sitz der neuen Regierung wurde

Minden . Das Land wurde in die Kreise Paderborn , Büren , Warburg ,

Brakel und Höxter eingeteilt ;3 1832 wurde der Bezirk von Brakel mit

dem Kreise Höxter vereinigt . Die Kreis - und Gemeindeeinteilung

hielt sich an die alten Verhältnisse ; insbesondere wurde auch eine

innere Umgestaltung der Gemeindeeinrichtungen nicht vorgenom¬

men .

- -

Für das Fortbestehen der bisherigen allgemeinen Gewohnheit

bei der Aufbringung der Kosten der kirchlichen Bauten waren somit

die Vorbedingungen im Rechte und in der Verwaltung gegeben . Die

Gewohnheit hat sich zunächst auch ungestört weiter entfaltet . Die

Kosten für alle kirchlichen Bauten der katholischen Gemeinden

und denPaderborn ausgenommenwurden von den Städten

Landgemeinden auf die Kommunen - Etats übernommen , in den jähr¬

lichen Gemeinderechnungen geführt . Diese wurden durch die Land¬

räte der Regierung überreicht , von der Regierung aber ohne jede

Beanstandung genehmigt und gebilligt . Ausschlaggebend für das

Verhalten der Regierung war das Fortbestehen des durch die fran¬

zösisch - westfälische Gesetzgebung geschaffenen Rechts der Kommu¬

nen , den gesamten zur Kommune gehörigen Grundbesitz zur Tragung

der Gemeindelasten heranzuziehen . Die Ausgaben für die Unter¬

1 Richter , Übergang . Westf . Ztschr . 65 II ( 1907 ), S. 102 .

2 S. ob . S. 4 , auch über die Bedeutung der Wiedereinführung für die

Gewohnheitsrechte .

3 Die Zuteilung der einzelnen Gemeinden an die Kreise s . Paderborner

Intelligenzblatt 1816 , S. 405 ff . für Paderborn , Büren , Warburg ; S. 414f . für

Höxter und Brakel .
11 *
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haltung und etwaigen Neubau kirchlicher Gebäude und selbst den

Kultus bei Unzulänglichkeit der Kirchenkassen wurden nach wie

einfach als Gemeindeausgaben betrachtet , deren

Deckung durch die Grundsteuer erfolgte , soweit der Be¬

stand der Kassen selbst nicht ausreichte . 1 In einem Berichte an

den Kultusminister vom 17 . Mai 1823 spricht sich die Regierung dahin

aus : , ,Zu diesen wohlerworbenen Rechten (der Gemeinden ) gehörte

unzweifelhaft auch dasjenige , von jedem , der durch seinen Wohnort

oder Güterbesitz zur Commune gehört , den Beitrag zu allen den

Kosten zu fordern , die als Communallasten nach dem Budget auf¬

gebracht werden müssen , worunter auch die Kosten für die Kirchen¬

bauten und für den Kultus , soweit die Kirchenkassen nicht zureichen ,

gehörten ; und die Gemeinden würden wirklich erworbene Rechte

verlieren , wenn auf Grund des ALR . s eine allgemeine Communal¬

abgabe zu den genannten Zwecken in eine nur von den religionsver¬

wandten Grundbesitzern zu entrichtende Abgabe verwandelt .

würde . " 2 Das durch Jahrhunderte überlieferte Herkommen , das

Defizit der Kirchenkassen aus den Kommunalkassen zu ergänzen ,

war so ununterbrochen und allgemein gehandhabt , daß die Ver¬

waltungsbehörden auch unter den neuen staatlichen Verhältnissen

an seiner unbedingten Rechtsbeständigkeit lange keinen Zweifel

hegten . Der Landrat des Kreises Büren , v . Hartmann , betonte

in wiederholten Eingaben an die Regierung 1822 , daß das kirchliche

Rechnungswesen dringend einer Regelung bedürfe ; am 12 . Juli 1822

verlangte er eine Verordnung ,, , daß in allen Fällen , wo die Insuffi¬

zienz der privativen Kirchenmittel Beiträge von seiten der Ge¬

meinden zur Bestreitung der kirchlichen Ausgaben notwendig macht ,

die desfallsigen Deliberationen der Gemeinderäte erforder¬

22

1

-

1 ,Gutachten " über den Entwurf einer Gemeinde -Ordnung S. 60 : Die

Regierung zu Minden läßt auch die Kirchen - und Schullasten aufbringen durch

einen Beischlag zu den direkten Steuern (durch Grundsteuern ) . , , Im Re¬

gierungsbezirke Minden ist die irrige Ansicht der Regierung ( Identifizierung

der Kirchen - mit der neuen Zivil -Gemeinde ) am konsequentesten zur Aus¬

führung gekommen " ( S. 88 ) . Selbst fremde Confessionsverwandte müssen

im Regierungsbezirke Minden für Kirche und Schule einer andern Confession

beitragen ( S. 92 ). Vgl . das . die Anlage Nr . 4 : Bericht über den gegenwärtigen
Bestand der ländlichen Gemeindeverfassung . 1. Abt . über die zum ehemal .

Königr . Westphalen gehörigen Landstriche S. 163 ff .

2 Acta gener . betr . die Erhebung von Kirchensteuern , sowie die Auf¬

bringung der Kultus - , Kirchen - und Pfarrhausbaukosten vol . I ( 1822 - 1876 ) .

Kirchen -Dezern . Fach 139 Nr . 1 Abt . XVII , tit . III , sect . VII , Litt . 9. Reg . Mind .

(Zit . Act . gen . Kultuskosten Minden .)
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lich seien " . Er meint weiter , daß die Gemeinden gerne die De¬

fizits bezahlten , daß sie aber auch über die rechte Verwendung

ihrer Mittel informiert sein müßten . ¹ Der Landrat des Kreises Höxter

zählt 1832 für die Bezirke der alten Kreise Höxter und Brakel zu¬

gleich zu den Gemeindeausgaben die Ausgaben des Kirchen - Ver¬

bandes , also Kirchen - , Pfarrhaus - und Schulhausbauten und Re¬

paraturen , die nach dem Fuße der direkten Steuern aufgebracht
werden . Der Landrat des Kreises Paderborn sagt gleichzeitig ,

daß die Kommunalverhältnisse noch genau so reguliert seien wie

zur westfälischen Zeit ; unter den von ihm mitgeteilten Positionen

des Gemeinde - Etats lautet Nr . 9 : ,, Baukosten für Kirchen - , Pfarr¬

und Schulhäuser ( mit wenigen Ausnahmen , wenn eine frühere Ver¬

bindlichkeit z . B. von seiten des Staats oder eines aufgehobenen

Klosters besteht ) . " 3 Diese Verhältnisse haben ihr Fortbestehen ge¬

habt trotz einzelner Abänderungsversuche .

Auf den von der Regierung in Minden eingeforderten und am

17 . Mai 1823 erstatteten Bericht erklärte der Kultusminister am

18. August 1823 , die Annahme , daß die Unterhaltung der kirchlichen

Gebäude eine Kommunallast sei ,, , laufe der rechtlichen Natur der

Verhältnisse zuwider " . Die Wiederherstellung der Grundsätze des

ALR . s sei durchzuführen , selbst wenn das Unwillen erregen solle . 4

1 Bericht vom 23 . August 1822 : , , Von den Kirchenkassen , die ich kennen

gelernt habe , ist keine , die nach Abzug der gewöhnlichen Ausgaben etwas übrig

hätte ; ja die mehrsten schließen Jahr für Jahr mit einem Defizit ab . Dies

muß doch endlich gedeckt werden . Die Gemeinden sind gerne bereit

dazu ; jedoch diesen zuzumuten , Zuschüsse zur Kirchenkasse zu leisten , ohne von

deren Notwendigkeit und von der richtigen Verwendung derselben Überzeugung

zu erhalten , ist gesetzwidrig . " ( St . - A. Münster . ANZ . Reg . Minden . Acc . 18/1904 ,

Nr . 4 . )
2 Der Bericht des Landrats vom 18 . September 1832 beklagt , daß der

Gutsbesitzer jetzt wie jeder andere zu den Gemeindelasten und Kirchenlasten

herangezogen werde . , , Bei der Occupation ist in administrativer Hinsicht das

Verhältnis so stehen geblieben , wie es zur westphälischen Zeit eingeleitet war .

Die Unbestimmtheit über zweifelhafte Fälle rücksichtlich der Beitragspflichtig¬

keit der Gutsbesitzer zu den Gemeindelasten besteht noch , und mehr wie sonst

wird darauf gehalten , daß die Defizitsteuer , Kirchen - und Pfarr¬

lasten nach dem Fuße der Grund - und Klassensteuer verteilt

wird ." Gutachten S. 206 f . , Anm . a .

3 , , Zu den Gemeinde -Ausgaben wird dasjenige , was nicht aus Einnahmen

der Gemeinden zu beschaffen , durch ein sogenanntes Deficit aufgebracht , was
Die Güter

2/ nach der Klassen - , 3/5 nach der Grundsteuer verlangt wird . "

tragen auch für Kirche , Pfarre und Schule bei . , , Gutachten "

S. 207 f . , Anm . b .

-

4 Die Regierung hatte in ihrem Berichte ausgeführt , daß ,, die Anwendung

des Landrechts nicht allein ein großes Mißvergnügen so vieler auf ihre erwor¬

benen Rechte eifersüchtigen Gemeinden " erregen , sondern auch , , für manche
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Die Regierung erließ nun am 4. September 1823 eine Rundver¬

fügung an die Landräte , die sie zugleich dem Generalvikar Dammers

zu Paderborn und den 4 Superintendenten des Bezirkes mitteilte ,

und ordnete an , daß die Bau - und Kultuskosten nur von den

Parochianen selbst aufgebracht werden sollten . ¹ Zum ersten

Male wird hier von einer Regierungsstelle aus eine klare

Unterscheidung zwischen der politischen und der kirch¬

lichen Gemeinde gemacht und auch der Weg vor¬

geschrieben , wie die Beiträge von den Gliedern der

Kirchengemeinde erhoben werden sollen . 2

--

Die Regierung hatte gewiß zu dieser Unterscheidung die volle

Befugnis , konnte auch die Erhebung der Beiträge für die kirchlichen

Lasten von den Gemeindelasten der politischen Gemeinde trennen ,

aber sie durfte nach dem Wortlaute des Gesetzes die Kirchengemeinde

nicht der ihr herkömmlich durch die politische Gemeinde dargereich¬

ten Mittel berauben . Das ALR . sicherte den Gewohnheitsrechten

ausdrücklich weitere Geltung zu . Die Regierung hat aber gegen die

rechtliche Gültigkeit des Ministerialreskripts weitere Einwendungen

nicht erhoben , sondern es einfach ausgeführt . Sie scheint jedoch

von der Gültigkeit der Verfügung keineswegs überzeugt gewesen zu

sein , da ihr die seit vielen Dezennien im Paderborner Lande geltende

Kirchengemeinden unmöglich machen werde , die zu kirchlichen Zwecken er¬

forderlichen Kosten aufzubringen " . Sie wies hin auf den Kirchenbau zu Bühne

im Kreise Warburg , wo die Gemeinde außerstande sei , die Kosten aufzubringen ,

wenn die jüngst an evangelische Besitzer übergegangenen Güter nicht beizu¬

steuern brauchten . - - Auch sei zu befürchten , daß die Juden und Quäker durch

ihren Grundbesitz die Einnahmen der Gemeinden beträchtlich mindern könn¬

ten . Der Minister teilt die Bedenken der Regierung nicht . Act . gen . Kultus¬
kosten Minden .

-

-

1 , , Nach einer höheren Bestimmung soll bei Aufbringung der zu Kirchen .

und Pfarrhausbauten erforderlichen Kosten ohne Rücksicht auf die während

der Fremdherrschaft bestandene Repartitionsart lediglich nach den im ALR .

II , 11 § 261 enthaltenen Bestimmungen verfahren werden . " Es können daher

alle Ausgaben für Kirchen - und Pfarrbauten , sowie auch die bei unzureichenden

Kirchenkassen besonders aufzubringenden Kultuskosten nur als eine Parochial¬

last betrachtet werden ,, die von den Pfarrgenossen allein getragen

werden muß , ohne daß den Gemeindegliedern oder Gutsbesitzern ,

die sich zu einer andern Konfession bekennen , irgend ein Beitrag

auferlegt werden kann ." Act . gen . Kultusk . Minden .
2 , , Da nach den Bestimmungen des ALR . die Kirchengesellschaften

und Communen als getrennte und ganz verschiedene selbständige
moralische Personen betrachtet werden " , sollen nun für die Kirchen¬

bedürfnisse besondere Repartitionslisten aufgestellt werden , die Beträge durch
die Kirchenrendanten oder auch durch die Kommunalrendanten , dann aber

so erfolgen , daß die Beträge bloß zur Kirchenkasse abgeliefert werden . Darum
Ebenda .müssen auch die Kirchen -Etats rechtzeitig aufgestellt werden . -
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Gewohnheit , wie aus vielen späteren Erklärungen hervorgeht , gar

wohl bekannt war . Nur so ist es auch zu erklären , daß die Regie¬

rungsverordnung vom 4. September 1823 im Lande fast wirkungs¬

und spurlos vorübergegangen ist .

Zwar hat die geistliche Behörde , die zunächst die Aufgabe ge¬

habt hätte , die Rechte der Kirchengemeinden zu wahren , keine Ein¬

wendungen erhoben ; die damals infolge der Bulle De salute animarum

seit 1821 ihr neu zugefallenen außerordentlich umfangreichen Ver¬

waltungsarbeiten mögen ihren Blick abgelenkt haben . Aber der

stille passive Widerstand machte sich so nachdrücklich bei den

Einzelgemeinden wie bei den Landratsämtern geltend , daß später

die Regierung aus dem ganzen Bezirke nur zwei Gemeinden zu

nennen weiß , welche die vorgeschriebene Unterscheidung der kirch¬

lichen und politischen Gemeinde durchgeführt hätten , nämlich Neu¬

haus und Lippspringe . ¹ Bei der letztgenannten Gemeinde befand

sich zudem die Regierung in einem Irrtum , da in mehreren Prozessen ,

zuletzt vor dem O. Tr . am 31 . Mai 1861 festgestellt wurde , daß in

Lippspringe nach dem mindestens seit 1750 erwiesenen Herkommen

stets die politische Gemeinde die Bau - bezw . Kultuskosten der

katholischen kirchlichen Gemeinde getragen hat . 2 Bei der Gemeinde

Neuhaus hat allerdings die Verordnung einigen Erfolg gehabt , da

seitdem ein Schwanken in der Rechtsauffassung bei der politischen

Gemeinde sich geltend machte , so daß bald sie , bald die kirchliche

Gemeinde die Baulast getragen hat . ³ Dagegen liegen mir z . B.

die Nachweise aus dem Kreise Brakel bezw . Höxter vor über die

von den politischen Gemeinden in den Jahren 1823 - 1837 für die

katholischen Kirchengemeinden bezw . deren kirchliche Bauten ge¬

leisteten Beiträge . Es sind zum Teil regelmäßig wiederkehrende

Beträge an die Kirche gezahlt worden , zum Teil außerordentliche

Aufwendungen gemacht , wenn größere Reparaturen an den Kirchen

oder Pfarrhäusern notwendig waren . Da die Zusammenstellungen

-

1 In einem ausführlichem Berichte der Regierung an den Kultusminister
Ebenda .vom 2. Juni 1848 . -

2 Urteile des Kreisgerichts Paderborn vom 22 . März 1860 , des Apellat . ¬

Ger . das . vom 16 . November 1860 und des O. Tr . vom 31 . Mai 1861 . Registr .

des Generalv . Paderborn , , Samml . der Erkenntnisse " S. 208 ff . , 215 ff ., 220 ff .

3 Pfarrakten Neuhaus ; entsprech . Auszüge Registr . Generalv . Paderborn .

Akten , , h, Baulast " .

4 St . - A. Münster . ANZ . Reg . Minden . X. 71 ( 2 Bände , 14 . September 1823

bis Dezember 1826 ) . Landrätliche Behörde des Kreises Brakel II . Acta betr .
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von der Regierung von den Landräten auf ministerielle Anordnung
eingefordert wurden , werden sie auch von den andern Landräten¹

des Regierungsbezirks regelmäßig eingereicht sein , so daß daraus
sowohl die Leistung jeder politischen Einzelgemeinde für die kirch¬
lichen , wie auch das ungeschwächte Fortbestehen der allgemeinen
Gewohnheit im ganzen früheren Fürstbistum bewiesen werden könnte .

Die Anwendung der Grundsätze sei wenigstens an einer Reihe
von Fällen noch näher gezeigt . In Borgentreich sollte nach einem .
im Jahre 1812 angefertigten Kostenanschlage die Ratsstube , das
Schulhaus und die Kaplanei unter einem Dache gebaut werden .
Am 22 . März 1815 erbat sich der Landrat des Kreises Höxter die

Akten zur weiteren Förderung der Angelegenheit zurück . Die

, , Kaplanei " galt einfach als , , öffentliches Gebäude der
Stadt " . 2 Ganz so wurde der Pfarrhausbau in Büren behandelt .

Wie die Errichtung der neuen Schule wurde auch die des Pfarr¬
die von den Gemeinden zu den Kosten für den Kultus , das Unterrichtswesen .
und die Medizinalangelegenheiten zu zahlenden Beiträge . Ferner ANZ .
X. 72 . Kreis Höxter . Acta betr . die jährliche Einreichung einer Nachweise
der Kosten des Kultus , des Unterrichts und der Medizinalangelegenheiten .

Nach der Regierungsverf . vom 27 . August 1823 an den derzeitigen Landrat
des Kreises Brakel , Herrn von der Borch zu Holzhausen , wurde die Ausfüllung
des von dem Ministerium vorgeschriebenen Schemas zunächst für das Jahr 1823
verlangt . Mit der Verf . vom 25 . Juni 1824 wurde die Einreichung der Übersicht
für jedes Jahr vorgeschrieben ; am 6. Februar 1838 teilte die Regierung mit ,.
daß der Minister der Nachweise nicht mehr bedürfe . Die Ausgaben für die
kirchlichen Bauten sind in der Abteilung A verzeichnet . - Verfolgt man daraus
z . B. die Ausgaben für die Pfarrei Bellersen , so ist verzeichnet 1822 und
1823 für die bauliche Unterhaltung der Kirche 23 Tlr . , des Pfarrhauses 5 Tlr .,
1837 für die bauliche Unterhaltung der Kirche 5 Tlr . 20 Gr . ; die Kirche erhält
als Zusatz 1824 - 1834 je 1 Tlr . 10 Gr . , 1835 2 Tlr . ; zur baulichen Unterhaltung
des Pfarrhauses werden gezahlt 1824 - 26 2 Tlr . , 1827 - 1834 5 Tlr . , 1835 - 1836
4 Tlr . , 1837 18 Tlr . 25 Gr . Bergheim zahlt als Zusatz für die Kirche 1825
bis 1828 12 Tlr . , 1830 9 Tlr . , 1833 6 Tlr . ; für die bauliche Unterhaltung der
Kirche sind wechselnde Beträge eingesetzt ; insgesamt sind gezahlt für Kultus¬
zwecke (in Tlrn . für 1825 - 1831 ) : 23 , 34 , 22 , 22 , 25 , 44 , 19 ; von 1833 - 1837 je
16 Tlr . ; hohe Beträge zahlen Beverungen , Brakel , Driburg usw . Wegen
der Wichtigkeit dieser Nachweise für die Baupflicht der politischen Gemeinden
sind sie im Anhange abgedruckt .

-

1 Daß auch in den übrigen Kreisen die Gewohnheit im vollen Umfange
weiter herrschte , geht aus einer ganzen Reihe späterer Berichte der Landräte
hervor . 1826 scheint der Landrat des Kreises Warburg infolge der Verfügung
der Regierung von 1823 bei der Heranziehung Evangelischer zur Steuer für
die Bau - und Kultuskosten der Katholiken Bedenken bekommen zu haben .
Er fragt am 25 . Oktober bei der Regierung an , ob in dem Falle , wo zwar der
Besitzer eines Gutes evangelisch , sein Personal aber katholisch sei , der Guts¬
besitzer bezw . das Gut verhältnismäßig Beiträge leisten müsse . Er erhält .
am 7. November 1826 die Antwort : das Gesetz macht keine Ausnahme , und
man kann solche auch ohne Willkür nicht machen . Act . gen . Kultusk . Minden .

2 St . - A. Münster . ANZ . Reg . Minden . Acc . 23/1901 , Nr . 173 .
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hauses durch die Stadt ins Auge gefaßt . Die Paderborner Regie¬

rungskommission führte in ihrem Schreiben vom 18 . Februar 1815

an den Landrat aus : , , Auf keinen Fall kann die Gemeinde Büren

gleichzeitig mit den Kosten für das Schulhaus auch die Anschlags¬

summe des Pfarrgebäudes im laufenden Jahre mit 1078 Rtlr . über¬

nehmen ." Der Bau des Pfarrhauses solle erst nach Fertigstellung
der Schule unternommen werden . ¹ In Elsen wurde der bereits

erwähnte Bau des Küsterhauses 1815 zum Abschluß gebracht . Daß
die Bestreitung der Baukosten Sache der politischen Gemeinden :

Richteramt , Schulzenamt und Sande sei , stand außer Zweifel .

Jedoch war die Verteilungsweise nicht klar . Der Landrat des

Kreises Paderborn betonte darum in seinem Berichte vom 13 . De¬

zember 1814 : , , So kann die Vorschrift des früheren Westfälischen .

Ministeriums des Innern , die Berichtigung dieser Kosten durch die

Budjetsfonds , nicht befolgt werden , da in den genannten 3 Gemeinden

die der Kirche wegen nötigen Ausgaben nach einer bestehenden
Observanz nur von gewissen Sectionen der Commune nach der

Quantität der Grundbesitzungen aufgebracht werden ; hingegen zu .
den Budjets - Ausgaben alle Gemeindeglieder ohne Unterschied

contribuiren müssen , und also diejenigen derselben , welche nicht

zu den erwähnten Sectionen gehören , sich mit Rechte von allen
Beiträgen wegen der Baukosten des Küsterhauses ausschließen

würden . Zur Berichtigung dieser Baulasten ist deshalb kein anderes

Mittel übrig als Repartition derselben auf die betreffenden Ge¬

meinde - Sectionen , welches in den 3 anliegenden Nachweisungen .

dem bisherigen Gebrauche zufolge geschehen ist . " Nach¬
dem die bis dahin geltende Observanz für die Aufbringung der

Kosten festgestellt war , wurden durch die politischen Or¬

gane auch die Beiträge eingezogen . Die ausgeschriebene Summe

überstieg die noch zu deckende Schuld um 5 Rtlr . 11 Gr . 6 Pfg . ,
welche auf die Gemeindekassen verteilt wurden . 2 Die Gemeinde

-

1 St . - A. Münster . ANZ . Reg . Minden Acc . 23/1901 , Nr . 237 .
2 St . - A. Münster . ANZ . Reg . Minden . Acc . 23/1901 , Nr . 281 . Der Bau¬

unternehmer bekam noch die Summe von 269 Rtlr . 15 Gr . 10 Pfg . Die Bei¬
träge beliefen sich auf 275 Rtlr . 3. Gr 4 Pfg . Die Regierung gab am 1. No¬
vember 1815 zu den Vorschlägen des Landrats die Genehmigung : ,, Unter den
von E. H. am 24 . h . ( !) angezeigten Umständen und in der Voraussetzung , daß
den Gemeinden Schulzenamt , Richteramt und Sande der Wiederaufbau des
Küsterhauses zu Elsen allein obliegt , wie solches nach Inhalt der Akten der
Fall zu sein scheint , haben wir die unterm 13 . Dezember praeter . eingereichten
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Etteln wandte sich am 6. März 1815 an den damaligen , , Zivil¬

gouverneur " mit der Bitte , ihr , , in Rücksicht auf die früher schon

geschilderte Mittellosigkeit der Gemeinde , welche ohnehin zur

Bestreitung der Baukosten ein bedeutendes Kapital negoziiren

muẞ " , unentgeltlich das nötige Bauholz aus den Königlichen Forsten

anweisen zu lassen . Die Kommune Etteln mußte nämlich das

Pastorathaus wieder aufbauen und das Kirchendach wiederherstellen .

Zu letzterem Zwecke nahm sie ein Kapital von 1000 Rtlr , auf ; die

übrigen Kosten wurden durch Nebenschatzungen aufgebracht . 1

Der Landrat des Kreises Höxter berichtete in verschiedenen Ein¬

gaben 1814 über die Notwendigkeit der Reparatur der Kirche zu

Großeneder . Der Kostenanschlag erreicht die Summe von
Die Rück¬927 Rtlr . , die vor der Hand geliehen werden müssen .

zahlung kann durch einen Fonds bewirkt werden , der sich aus den

Pachtgeldern verschiedener zur Hude liegender Ge¬

meinde - Grundstücken bildet , aber erst aufs Jahr flüssig

gemacht werden kann . " 2 Bei den weitläufigen Verhandlungen .

der Regierung mit der Gemeinde Holzhausen über den Wieder¬

aufbau des eingestürzten Pfarrhauses in den Jahren 1814 und 1815

taucht gar kein Zweifel darüber auf , daß die politische Gemeinde

zum Pfarrhausbau verpflichtet ist . So sagt der Landrat in einem

Berichte vom 7. Februar 1815 : , , Ich glaube , daß , da die Gemeinde

doch einmal verbunden ist , dem Pfarrer ein Wohnhaus

zu verschaffen , sie wohl mit einem Zuschuß von 300 Rtlr .

excl . der 47 Rtlr . 12 Gr . vom alten Hause sehr wohlfeil davon

Hebelisten für exekutorisch erklärt . Wir remittiren solche hierneben und

authorisiren Sie auf deren Grund mit Aufbringung der noch rückständigen
Baukosten vorschreiten zu lassen . Die Überschüsse kommen der Kommunal¬

kasse zu Gute und müssen in den Gemeinde -Rechnungen gehörig nachgewiesen
werden ." Der Modus der Aufbringung der Kosten ist oben S. 97 f . bereits

mitgeteilt .

1 St . - A. Münster . ANZ . Reg . Minden . Acc . 23/1901 , Nr . 284 .

2 Ebenda Nr . 297 . Bericht vom 27 . August 1814 . In einem weiteren

Berichte vom 4. Oktober 1814 wird der Vorschlag gemacht , das Kapital in

3 Jahren zu amortisieren und zwar von 18 Morgen urbar zu machendem

Gemeindelande ca . 72 Tlr . jährlich ; und von der projektierten Kopf - und
Viehsteuer nach den zu besteuernden Gegenständen ca . 240 Tlr . Die Kopf¬

und Viehsteuer sei festgestellt worden zur Abtragung des zum Bau des
Pastorathauses aufgenommenen Kapitals . Bei den weitläufigen

Verhandlungen wird die Baupflicht der Gemeinde Großeneder nicht in Zweifel

gezogen . Vergl . a . a . O. Nr . 298 , 300 .
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kommt , und bei dem bereits so weit vorgerückten Bau keine Gefahr

läuft . '661

Über die Pfarrei Steinhausen , hatte das Jesuitenkollegium

zu Büren das Patronatrecht besessen . Die Kirche daselbst war 1821

so baufällig , daß sie wegen der Gefahr des Einsturzes geschlossen

werden mußte . Das Generalvikariat drängte beim Landrat in

Büren auf Beförderung des Neubaues . Der Landrat suchte mit

Rücksicht auf die Armut der Gemeinde , die Regierung zu Minden

zur Erwirkung fiskalischer Mittel zu bewegen . Die Regierung fragte

am 17 . April 1823 beim Generalvikar an , ob das Haus Büren das

Patronatrecht über Steinhausen gehabt habe , , und welche Befug¬

nisse und Verbindlichkeiten mit jenem Patronate ver¬

bunden gewesen , namentlich , ob und in welcher Art das

Kollegium verpflichtet gewesen sei , zu den Bau - und

Unterhaltungskosten jener Kirche beizutragen " . In der

Antwort vom 25 . Juni 1823 betonte der Generalvikar , daß das

Kollegium das Patronatrecht unstreitig ausgeübt habe . , , Über die

Verbindlichkeit zum Bau und zur Unterhaltung der Kirche habe er

aber keine bestimmte Auskunft ausmitteln können . " Es sei jedoch

anzunehmen , daß die Jesuiten den Neubau in Steinhausen über¬

nommen haben würden . 2 Auf diese Auskunft hin hat zwar die Re¬

gierung , , Anträge zu einiger Beihülfe " in Berlin gestellt . Die poli¬

tische Gemeinde Steinhausen mußte aber ihren Kirchenbau selbst

durchführen . ³ Als der Landrat des Kreises Büren , von Hartmann ,-

1 Ebenda Nr . 325 . Weiteres dazu s . unten im Anhang .

2 Der Generalvikar führt aus : , , Indessen hat nach Aussage des emeri¬

tierten Pastors Cuelmann das Collegium , woran er bey seinem Antritte der

Pfarre vom damaligen Fürstbischofe Wilhelm Anton wegen des Neubaues

der Kirche verwiesen worden , schon damals sich bereit erklärt , nach Beendigung

des eigenen Kirchenbaues in Büren den Bau der Kirche in Steinhausen anzu¬

fangen , welches aber durch die eingetretene Aufhebung des Ordens vereitelt

worden . Es läßt sich auch nicht bezweifeln , daß das besagte Collegium bei

seiner Fortdauer den Bau dieser Kirche ebenso gut wie jenen in Weiberg

würde übernommen und ausgeführt haben , indem die Jesuiten an Kirchen gern

alles Mögliche zu verwenden pflegten , und ihre Güter , soweit es ihre eigenen

Bedürfnisse verstatteten , nach den Absichten der Stifter dazu bestimmt er¬

achteten . " Archiv Generalvikariat Paderborn : ,, Steinhausen " .66

3 Der Landrat von Hartmann in Büren berichtete dem Generalvikar

am 20 . März 1824 über den Kirchenbau Steinhausen . Er bittet darin , der

Generalvikar möge der Gemeinde die früher vom Fürstbischof Franz Egon von

Fürstenberg für St . als Geschenk bestimmten 500 Tlr . zuwenden . Der Generalvikar

sagt dazu in der Randbemerkung : , , Werde ich für sorgen , wenn der Bau voran¬

geht ." Daß die politische Gemeinde den Bau ausführte , ergibt sich aus

den weiteren Ausführungen des Landrats : , , Die Gemeinde hat aber gar kein

-
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die Kirchenrechnungen der Kirchengemeinde Weiberg revidiert

hatte , schrieb er am 12. Oktober 1819 an den Pfarrer Fröhling in

Weiberg : Die Prüfung hat ergeben , daß die Einnahmen , , nur zur

Beschaffung der innern Kultuskosten hinreichen , zur

Struktur aber nichts übrig bleibt . Hieraus folgt von .

selbst die Verbindlichkeit der Gemeinden , die nötigen

Baukosten zu übernehmen , und habe ich deshalb bereits das

Nötige an die Gemeinden erlassen . " Am 14 . November 1819 traten

denn auch die Gemeinderäte von Weiberg und Harth zusammen .

Barkhausen war zwar nicht vertreten , aber die beiden anderen Orte

waren der Meinung , daß es sich den Beschlüssen anschließen werde .

Die vorgeschlagenen Reparaturkosten des Pfarrhauses wurden be¬

willigt . Für die Kirche seien sie zwar bis jetzt nicht in Anspruch

genommen ; auch seien Kirchenmittel zu andern Zwecken wider¬

rechtlich verausgabt worden . „ Dieses alles " , so erklärten die Ge¬
meindevertreter ,, , muß erst wieder herbeigeholet werden ; und was

dann noch fehlet zur Ausbesserunge , bewilligen die

unterzeichneten Gemeinheitsräte beizulegen ." 1 Als

der Landrat von Elverfeldt in Paderborn Bedenken äußerte , ob die

Gemeinde oder der Pfarrer in Westenholz selbst das Pfarrhaus

unterhalten müsse , gab der Generalvikar am 14 . Juni 1821 zur Ant¬

wort : , , Es ist allgemein Regel und Observanz in hiesiger Diözese ,

daß die Pfarrgemeinden die Pastorat sowie andere öffentliche Ge¬

bäude bauen und imstande zu halten schuldig sind . Hiervon kann

die Commune Westenholz keine Ausnahme begründen , wenngleich

die jetzige Pfarrwohnung der ehemalige Pastor Hulsmann

durch Kollekten zur Erleichterung der Commune hat bauen lassen ,

und seine Nachfolger vielleicht nicht mit Strenge [ die Leistungen

der Gemeinde ] sollten gefordert haben ." 2

Im übrigen soll für die einzelnen Baufälle auf deren Zusammen¬

fassung in der unten folgenden Tabelle verwiesen werden . ³

Communal - Eigentum , kann daher auch keine Hypotheken bestellen (für das
aufzunehmende Kapital von 500 Tlrn . ) ; indessen haftet die ganze Feld¬
flur und jeder Einwohner für die Sicherheit ; dieselbe ist mithin
eben gut , als eine formelle hypothekarische . (Ebenda . )

1 Archiv Generalvikariat Paderborn : , , Weiberg " .
2 Archiv Generalvikariat Paderborn : , , Westenholz " .
3 S. unten S. 205 ff . Über die verschiedenen Bauten der Kirchengemeinde

Elsen und deren Bestreitung durch die politischen Gemeinden Elsen und
Sande , sowie den hierbei beobachteten Geschäftsgang s . Freisen , Die kirch¬
liche Baupflicht im früheren Fürstbistum Paderborn a . a . O. S. 183 ff .
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Besonderes Interesse bieten die Erörterungen , welche sich an
die Eingemeindung des Örtchens Hamborn in die politische Ge¬
meinde Dörenhagen knüpften . 1820 war in Dörenhagen eine
größere Kirchenreparatur notwendig , zu deren Deckung bei Unzu¬
länglichkeit der Kirchenkasse auch die Einwohner von Hamborn

herangezogen wurden . Dagegen führte ein Bauer Beschwerde , weil
Hamborn kirchlich zu Kirchborchen gehöre , die Eingesessenen dem
dortigen Pfarrer und der Kirche ständig Abgaben zu entrichten gehabt
und noch vor wenigen Jahren bei einer Kirchenreparatur Handdienste
geleistet hätten . Auf den Bericht des Landrats , der die Angaben
des Beschwerdeführers bestätigte , entschied die Regierung in ihrem
Bescheide vom 9. Dezember 1820 gleichwohl : , , Was die Konkurrenz
des Meschede zur Reparatur des Kirchturms zu Dörenhagen anbe¬
langt , so ist dieselbe durchaus gesetzlich und entscheidet hiebei
nichts , daß derselbe nach Kirchborchen eingepfarrt ist , da er zu
allen Gemeinde - Abgaben beitragen muß , und die Aus¬
gaben für Unterhaltung von Kirchengebäuden , insofern
nicht besondere Patronat - Verbindlichkeiten oder un¬

bestrittenes Herkommen das Verhältnis ändern , aus

den Kirchenmitteln , und bei deren Unzulänglichkeit ,
aus den Gemeinde Mitteln

-

subsidiarisch genommen
werden , wonach wir denn auch den Beschwerdeführer entschieden

haben . Es bleibt zu erörtern , ob es nicht zweckdienlich , Hamborn

von Dörenhagen zu trennen und mit Kirchborchen zu vereinigen , da
es immer sehr wünschenswert ist , wenn ein und derselbe Parochial¬
und Kommunal - Verband die Untertanen umschließt ." Aus diesen

Äußerungen geht unzweifelhaft hervor , daß Landrat und Regierung
die politische Gemeinde und zwar im Gegensatz zu der kirch¬
lichen für die Kirchenbaulast verpflichtet erachteten . Die Regie¬

rung trug jedoch den kirchlichen Beziehungen Hamborns zu Kirch¬

borchen insofern Rechnung , als sie nach Anhörung der Gemeinde
und Prüfung der Verhältnisse am 1. Januar 1822 die Loslösung des
Ortes von der politischen Gemeinde Dörenhagen und die Vereini¬

gung mit der Gemeinde Kirchborchen verfügte . ¹ Nachhaltige-

1 Der Wortlaut der Regierungsverfügung : , , Gutachten über den Ent¬
wurf einer ländlichen Gemeinde -Ordnung " S. 186 . Der Verfasser des , , Gut¬
achtens " macht der Regierung den Vorwurf , daß sie , , ein bestehendes Recht
der Kirche zu Dörenhagen auf die Beihülfe der westfälischen Kommune und
ihres integrirenden Teils , des Dörfchens Hamborn , anerkannt " und dann der
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Beschwerden von Nichtkatholiken gegenüber der Bestreitung der

Lasten für Bauten der katholischen Kirchengemeinde wurden zuerst

in Warburg geltend gemacht . Hier war in den Jahren 1832 - 1838

durch die Stadt eine größere Reparatur der katholischen Kirche in

der Altstadt vorgenommen . ¹ Die Beschwerde der nichtkatholischen

Bürger gegen die Heranziehung zur Deckung der Kosten wurde aber

von der Regierung am 26 . Februar 1837 zurückgewiesen . Eine

erneute Eingabe des Bürgers G. Mosheim vom 8. Dezember 1838

um Befreiung von der Defizitsteuer wurde am 7. Februar 1839 ab¬

schlägig beschieden . 2
Zudem genehmigten die Behörden fortwährend die Etats der

politischen Gemeinden , welche die Ausgaben für die Kirchengemein¬

den enthielten . 3 Die Stellungnahme des Regierungsvertreters für

die Redigierung der Provinzialrechte bei den gemeinsamen Bera¬

tungen am 29 . Dezember 1840 mit den Vertretern der Stände kann

darum nicht auffallend sein . Ihm war das im Fürstbistum Pader¬

born geltende Gewohnheitsrecht wohl bekannt und auch die Tat¬

sache , daß danach , , schon mehrere Interimistica regulirt worden

waren " . Die Regierung traf einen gleichen Entscheid ohne jedes

Bedenken noch am 28 . September 1843 bei einer Beschwerde ,

welche Einwohner aus Lütgeneder erhoben hatten gegen ihre Heran¬

ziehung als Forensen zu einer Defizitsteuer in Borgentreich : in

Borgentreich sei die Erhaltung der katholischen Kirche eine alte

Last der politischen Gemeinde , wozu alle ohne Unter¬

schied der Konfession beitragen müßten . 5

Die Gemeinden bestritten auch nach wie vor die Kosten für

die Feuerversicherung der kirchlichen Gebäude . 6

-

Kirche durch die Ausgemeindung des Ortes wieder entzogen habe . Das hätte nur

durch den Gesetzgeber geschehen können . Die Regierung verteidigte sich
gegen den Tadel des Verfassers , der die Zweckmäßigkeit der Verfügung ja

selbst anerkannt habe . (Nachtrag zu dem Gutachten a . a . O. S. 120 f . )

1 Über den Zustand dieser Kirche und die einzelnen Vorgänge bei der

Wiederherstellung s . Hagemann , Die Altstädter Pfarrei S. 22 ff .

2 Akten Pfarrarchiv Warburg ( Neustadt ) . Registratur des General¬
vikariats Paderborn : , , Baulast " .

3 In Erkeln wurde der Etat der politischen Gemeinde für 1829/31 ,

worin die Ausgaben für die Kirchengemeinde ( Baulast ) enthalten waren , durch

die weltliche und kirchliche Behörde gemeinsam festgesetzt .
4 S. ob . S. 7 f . Revidierter Entwurf des Provinzialrechts des Fürsten¬

tums Paderborn . Berlin 1841 . , , Motive " S. 47 .

5 Akten im Pfarrarchiv Warburg (Neustadt ) . Registratur des General¬
vikariats Paderborn : ,, Baulast " .

6 S. ob . S. 144 . Ein Beispiel : Der Pfarrer Hermann Ulrich zu Bredenborn
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